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In der Geschichte des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes (ÖGB) hat es viele 
Umbrüche gegeben. Umbrüche, die zu 
Neuanfängen führten. Das Ziel war und 
bleibt, ein gutes Leben für alle arbeiten-
den Menschen zu erreichen. Vor fast 
genau 100 Jahren, zwischen den beiden 
Weltkriegen, haben unsere Vorfahren 
für die betriebliche und überbetriebliche 
Mitbestimmung gekämpft und zahlreiche 
sozialpolitische Errungenschaften durch-
gesetzt, die den Arbeitnehmer:innen noch 
heute zugutekommen. Die Schrecken des 
Nationalsozialismus, die auch viele unse-
rer Kolleginnen und Kollegen das Leben 
kosteten, führten nach dem Zweiten Welt-
krieg zu einer neuen Entwicklung, als der 
ÖGB beschloss, alle Gewerkschaften und 
politischen Richtungen zu vereinen und 
sich mit vereinten Kräften für die Interes-
sen der Arbeitnehmer:innen, für Frieden, 
Demokratie und Menschenrechte einzu-
setzen.

Österreichs Weg zu Wohlstand und sozi-
alem Frieden ist seit vielen Jahrzehn-
ten durch den gut funktionierenden 
sozialen Dialog, die sogenannte "Sozi-
alpartnerschaft", gekennzeichnet. Die 
Zusammenarbeit mit den Vertretern der 
Arbeitgeberseite ist getragen von dem 
Interesse, auf Augenhöhe zu verhandeln 

und gemeinsam zum Interessenausgleich 
beizutragen. Der ÖGB ist immer offen 
dafür, auf Augenhöhe zu verhandeln; wir 
sind aber auch bereit, den Verhandlungs-
tisch zu verlassen und alle gewerkschaft-
lichen Ressourcen einzusetzen, um die 
Interessen der Arbeitnehmer:innen durch-
zusetzen, wenn es nicht anders geht.

Wir wissen, dass wir diesen Kampf für ein 
gutes Leben nicht allein führen können 
und dürfen. In Solidarität mit Gewerkschaf-
ten in aller Welt und mit vielen sympa-
thisierenden Organisationen werden 
wir uns weiterhin für ein gutes Leben 
für alle, für Frieden, Freiheit, Demokra-
tie und Menschenrechte einsetzen. Die 
globalen Herausforderungen, wie Kriege, 
Hunger, Armut, Zerstörung von Demokra-
tien, technologischer Wandel, eine zuneh-
mend globale Wirtschaftsmacht und nicht 
zuletzt die massiven Klimaveränderungen, 
die sich für die Menschen derzeit zu einer 
Katastrophe entwickeln, werden unsere 
gemeinsame Aufgabe auf die Probe  
stellen. 

Die Klimakrise ist nicht nur eine ökologi-
sche, sondern vor allem auch eine soziale 
Frage. Sie wird sowohl den Arbeitsalltag 
als auch das private Leben aller grund-
legend verändern. Die größte Heraus-

Vorwort
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forderung besteht darin, sicherzustellen, 
dass bei diesem gravierenden Verän-
derungsprozess die Arbeitnehmer:in-
nen nicht vergessen werden und nicht 
am Ende die Leidtragenden sind. Der 
ÖGB fordert deshalb, dass den zweifel-
los notwendigen Maßnahmen zum Schutz 
des Klimas und unseres Lebensraums ein 
Konzept zugrunde liegen muss, das für 
alle einen leistbaren und gerechten Über-
gang gewährleistet. Wir bezeichnen diese 
Herangehensweise als „Just Transition“.

Wir sind bereit, die Zukunft so mitzu-
gestalten, dass das gute Leben für alle 
Menschen im Mittelpunkt der Veränderun-
gen steht!

Wolfgang Katzian
Präsident des ÖGB

„In Solidarität mit Gewerkschaften  
in aller Welt und mit vielen sympa-
thisierenden Organisationen 
werden wir uns weiterhin für ein 
gutes Leben für alle, für Frie-
den, Freiheit, Demokratie und 
Menschenrechte einsetzen.“ 
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Wir stehen für soziale  
Gerechtigkeit.

Wir arbeiten mit aller Kraft dafür, dass alle 
Menschen auf soziale Sicherheit vertrauen 
können; dass der vorhandene Wohl-
stand gerecht verteilt wird; und dass alle 
Menschen – alt oder jung, Männer oder 
Frauen, beschäftigt oder arbeitslos, krank 
oder gesund, in Österreich geboren oder 
nicht – die gleichen Chancen haben.
Wir wenden uns kompromisslos gegen 
jede Art von Diskriminierung, Repression, 
Rassismus, Sexismus, Faschismus und 
Diktatur.

Unsere Mission

Unsere Mitglieder machen uns stark. 
Mit ihnen gemeinsam kämpfen wir für eine 
gerechte Arbeitswelt mit guten Arbeits-
bedingungen und fairen Einkommen; für 
gesetzlich und kollektivvertraglich gere-
gelte und rechtlich verbindliche Arbeitsbe-
ziehungen und für starke Mitbestimmung; 
und für eine nachhaltig positive wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Entwicklung.
Wir sorgen in den Betrieben und Dienst-
stellen, in den Branchen, in der Sozial-
partnerschaft, der Sozialversicherung 
und gegenüber der Politik dafür, dass die 
Interessen der Arbeitnehmer:innen eine 
starke Vertretung haben. 
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1944: Pause in der Bäckerei Anker

Die Wurzeln der österreichischen Gewerk-
schaftsbewegung reichen bis in die Zeiten 
der Habsburgermonarchie zurück. Die 
ersten Arbeiter:innenvereine waren in den 
1840er Jahren entstanden, 1870 wurden 
mit dem Koalitionsgesetz die Rechtsver-
hältnisse von Gewerkschaften erstmals 
geregelt.

Die Organisationsstruktur der ersten 
Gewerkschaften war lokal beschränkt. 
Erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
entwickelte sich eine branchen- und regi-
onenübergreifende Gewerkschaftsor-
ganisation mit ständig steigender Mitglie-
derzahl. Aufgrund ihrer Stärke erreichten 
die Gewerkschaften erste grundlegende 
Sozialrechte (Verbot der Sonntagsarbeit, 
Einführung einer Kranken- und Unfallver-
sicherung, 10-Stunden-Tag, Nachtarbeits-
verbot für Frauen). Darüber hinaus verhalf 
die steigende Anzahl von Kollektivver-
trägen zu Regelungen von Arbeitszeiten, 
Mindestlöhnen, Überstundenvergütungen 
und vielem mehr. 

Das Ende der Monarchie war von großer 
sozialer Unzufriedenheit begleitet und 
führte zu einer Radikalisierung der Arbei-
terbewegung, z. B. zur spontanen Bildung 

Geschichte der Gewerkschaften 
in Österreich

von Arbeiter- und Soldatenräten. Die sozi-
alpolitisch Verantwortlichen der Ersten 
Republik reagierten auf diesen Unmut 
und schufen z. B. das Betriebsrätegesetz 
(1918), das Kollektivvertragsgesetz (1919) 
oder die Arbeiterkammern (1920). Bis 1934 
konnten weitere Errungenschaften wie die 
Einführung des Achtstundentages oder 
einer Arbeitslosenunterstützung durch-
gesetzt werden. Zwar waren die Gewerk-
schaften zu diesem Zeitpunkt schon über-
regional und branchenweit organisiert, 
politisch jedoch waren sie in sozialdemo-
kratische, christliche, deutschnationale 
und andere Richtungsgewerkschaften 
zersplittert. Sie arbeiteten oft gegeneinan-
der, was zu einer Schwächung der Bewe-
gung insgesamt führte. Ein zusätzliches 
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1952: Streik der Wiener Handelsangestellten

Problem waren die „gelben Gewerkschaf-
ten“: Als vom Unternehmen direkt abhän-
gige Betriebsorganisationen fungierten sie 
vor allem als Streikbrecher. 

Verbot der Gewerkschaften 
– ein dunkles Kapitel

Seit den 1920er Jahren gab es Bestre-
bungen konservativer bürgerlicher Eliten, 
erkämpfte demokratische und soziale 
Rechte abzubauen. 1933 legte die christ-
lichsoziale Regierung das Parlament lahm, 
1934 wurde Militär gegen protestierende 
Arbeiter:innen eingesetzt. Ein kurzer, bluti-
ger Bürgerkrieg setzte einen vorläufi-
gen Schlusspunkt unter die unabhängige 
Arbeiter:innenbewegung in Österreich. 
Die austrofaschistische Regierung verbot 
die freien Gewerkschaften, auch das 

Streikrecht wurde abgeschafft. Von staat-
lichen Stellen wurde eine Einheitsge-
werkschaft gegründet, deren Repräsen-
tant:innen vom Sozialministerium ernannt 
wurden. 

1938, als der Einmarsch der Truppen des 
faschistischen Deutschlands die staat-
liche Existenz Österreichs auslöschte, 
verschlechterte sich die Situation weiter-
hin. Österreichische Arbeitnehmer:in-
nen wurden meist zwangsweise von der 
„Deutschen Arbeitsfront“ organisiert, 
deren Aufgabe vor allem in der Motivie-
rung der Arbeiterschaft zu Zwecken der 
Kriegsproduktion lag. Jeglicher Wider-
stand wurde scharf verfolgt. Viele enga-
gierte österreichische Gewerkschafter:in-
nen wurden in den Konzentrationslagern 
des Nazi-Regimes ermordet.
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Im April 1945 trafen sich sozialdemokratische, 
kommunistische und christliche Gewerkschafter 
und gründeten den Österreichischen Gewerk-
schaftsbund (ÖGB).

Gründung des  
Österreichischen  
Gewerkschaftsbundes 
1945
Noch während des Zweiten Welt-
krieges hatten gewerkschaftliche 
Aktivist:innen die Gründung einer 
einheitlichen Gewerkschaftsorga-
nisation nach der Wiederbegrün-
dung eines unabhängigen Staates 
Österreich geplant. Diese Entschei-
dung muss vor dem Hintergrund 
der negativen Erfahrungen gesehen 
werden, die man mit den politischen 
Richtungsgewerkschaften während 
der Ersten Republik gemacht hatte. 
Weit davon entfernt, Arbeitneh-
mer:innenrechte zu sichern, hatte 
dieser gewerkschaftliche Pluralis-
mus damals zur Schwächung der 
Arbeiter:innenbewegung im Angesicht 
der Gefahren von Faschismus und Krieg 
geführt. 

Schon im April 1945, noch in den Trüm-
mern von Krieg und Zerstörung, gründe-
ten sozialdemokratische, christlichsozi-
ale und kommunistische Funktionär:innen 
gemeinsam den bis heute bestehenden 
Österreichischen Gewerkschaftsbund.

Nur wenigen Ländern Europas ist es 
gelungen, eine einheitliche Interessen-
vertretung aller gewerkschaftlich organi-

sierten Arbeitnehmer:innen aufzubauen 
und aufrechtzuerhalten. Die Mitgliederent-
wicklung des ÖGB zeigte, wie sehr dieser 
Ansatz akzeptiert wurde. Im europäischen 
und weltweiten Vergleich zählt der ÖGB 
zu jenen Gewerkschaftsverbänden mit 
einem sehr hohen Anteil an Mitgliedern 
unter der arbeitenden Bevölkerung.
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Im Verlauf der Geschichte der österreichi-
schen Arbeiter:innenbewegung und den 
jeweiligen politischen Rahmenbedingun-
gen entsprechend hat sich ein vielschich-
tiges System der Interessenvertretung 
entwickelt. Es besteht aus folgenden drei 
Säulen:

Die Betriebsräte

Auf betrieblicher Ebene wird die Inte-
ressenvertretung der Beschäftigten 
von gewählten Betriebsräten oder, im 
öffentlichen Dienst, von Personalvertre-
tungen wahrgenommen. Bei Betrieben 
mit mehr als fünf Arbeitnehmer:innen 
sieht das Arbeitsverfassungsgesetz die 
Wahl einer Betriebsratskörperschaft oder 
einer Personalvertretung vor. Wahlbe-
rechtigt sind alle Beschäftigten, nicht nur 
Gewerkschaftsmitglieder. Für die Mitglie-
der der Betriebsräte gilt ein besonderer 
Kündigungsschutz. Sie haben genau 
festgelegte Mitwirkungs-, Informations-, 
Interventions- und Überwachungsrechte 
auf betrieblicher Ebene. Auf Basis der von 
den Branchengewerkschaften jährlich 

Vertretung von  
Arbeitnehmer:inneninteressen 
in Österreich heute

verhandelten Kollektivverträgen schließen 
sie betriebliche Vereinbarungen mit dem 
Unternehmen ab, die über, jedoch nicht 
unter den kollektivvertraglichen Standards 
liegen können. Betriebsrät:innen sind 
berechtigt, zu ihren Beratungen Vertre-
ter:innen der zuständigen Gewerkschaften 
hinzuzuziehen. 
Mehr als 80 Prozent der Betriebsrats-
mitglieder gehören heute dem ÖGB 
als Mitglied an. Durch sie erfahren die 
Gewerkschaften aus erster Hand von den 
Sorgen und Nöten der Arbeitnehmer:in-
nen und können, beispielsweise  
bei Kollektivvertragsverhandlungen, 
reagieren.

Der Österreichische  
Gewerkschaftsbund
Der ÖGB, gegründet 1945, ist in Öster-
reich die einzige Interessenvertretung für 
Arbeitnehmer:innen auf freiwilliger Basis. 
Der ÖGB ist überparteilich, nimmt zur 
Durchsetzung seiner Ziele aber natur-
gemäß Einfluss auf politische Parteien 
und die Regierung. Gewerkschafter:in-
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nen üben auch politische Funktionen, 
zum Beispiel als Abgeordnete im Natio-
nalrat oder in Landtagen, aus. Gewerk-
schafter:innen waren immer wieder auch 
in Regierungsfunktionen (v. a. im Sozial-
ressort) oder anderen staatlichen Ämtern 
tätig. 

Gewerkschaftsmitglieder können sich 
einer der innerhalb des ÖGB bestehen-
den Fraktionen mit parteipolitischer oder 
ideologischer Orientierung anschließen. 
Die größten dieser derzeit bestehenden 
Fraktionen sind die sozialdemokratischen 
und die christlichen Gewerkschafter:innen, 
weiters gibt es kommunistische, grüne  
u. a. Gruppierungen.

Gewerkschaftsmitglieder haben Anspruch 
auf Rechtsberatung, Rechtsvertretung 
vor Gericht und andere Serviceleistun-
gen. Sie profitieren auch von den vielen 
Kollektivverträgen, die die im ÖGB verein-
ten Gewerkschaften auf Branchenebene 
jedes Jahr verhandeln. Das dichte Netz 
von Kollektivverträgen kommt allen Arbeit-
nehmer:innen in Österreich zugute. Darin 
sind unter anderem Arbeitszeitregelun-
gen, Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Zula-
gen, Überstundenentgelte und vieles 
mehr geregelt. Auch die jährlichen Lohn- 
und Gehaltserhöhungen werden auf 
kollektivvertraglicher Basis vereinbart.  
In der Entstehung von Gesetzen kommt 
dem ÖGB eine wichtige Funktion zu. 
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Einerseits werden auf Anregung des 
ÖGB-Gesetzesentwürfe initiiert, anderer-
seits gibt der ÖGB zu Gesetzesentwürfen 
politische Stellungnahmen ab, die in die 
Beschlussfassung einfließen. 

Struktur des ÖGB

Das höchste Gremium des 
ÖGB ist der Bundeskongress, 
der alle vier Jahre stattfindet. 
Der Bundeskongress legt die 
Schwerpunkte und politischen 
Ziele für die kommende Periode 
fest und wählt den/die Präsident:in, 
einen Vizepräsidenten und eine Vize-
präsidentin, die Mitglieder des ÖGB- 
Vorstandes und der Kontrollkommission. 
Das höchste Entscheidungsgremium 
zwischen den Kongressen ist der Bundes-
vorstand, der aus den Mitgliedern des 
Vorstandes, Vertreter:innen der Gewerk-
schaften, der Frauen-, Jugend- und  
Pensionist:innenabteilung des ÖGB 
besteht. Der Vorstand setzt sich aus dem 
Präsidenten oder der Präsidentin, den 
Vizepräsident:innen, den Gewerkschafts-
vorsitzenden und den Leitenden Sekre-
tär:innen zusammen. Er koordiniert die 
aktuelle politische Arbeit des ÖGB.
Auf Branchen- und Betriebsebene sind 
vor allem die Gewerkschaften tätig, sie 
verhandeln über die Lohnerhöhungen, 
unterstützen die Betriebsrät:innen bei 
Wahlen, Rechtsfragen und vielem mehr. 

Bei seiner Gründung 1945 hatte der ÖGB 
16 Gewerkschaften, durch Fusionen sind 
es inzwischen sieben: 

 � GPA: Gewerkschaft der Privatange-
stellten 

 � GÖD: Gewerkschaft öffentlicher 
Dienst

 � Younion: Die Daseinsgewerkschaft 
 � GBH: Gewerkschaft Bau-Holz
 � vida: Verkehrs- und Dienstleis-
tungs-Gewerkschaft

 � GPF: Gewerkschaft der Post - und 
Fernmeldebediensteten

 � PRO-GE: Produktionsgewerkschaft 
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Kollektivvertrags- 
verhandlungen

Im Rahmen ihres Mandats für Kollekti-
vvertragsverhandlungen schließen die 
Gewerkschaften innerhalb des ÖGB fast 
800 Verträge ab, wobei jedes Jahr etwa 
450 Verträge verhandelt werden. Kollek-
tivverträge gelten in Österreich für alle 
Betriebe und alle Arbeitnehmer:innen des 
jeweiligen Geltungsbereichs, nicht nur 
für Gewerkschaftsmitglieder. Laut OECD 
gibt es in Österreich eine Kollektivver-
tragsdichte von über 98 Prozent, das führt 
zu hoher Einkommenssicherheit für die 
Beschäftigten und zu gleichen Wettbe-
werbsbedingungen für die Unternehmen. 
Auch darin liegt eine historische Beson-
derheit des österreichischen Systems.
Neben guten Einkommen, die mit der wirt-
schaftlichen Entwicklung und den stei-
genden Preisen mithalten, sind auch gute 
rechtliche Rahmenbedingungen für die 
Arbeitnehmer:innen Ziele der Kollektivver-
tragspolitik. 

Die Arbeiterkammern

Den Unternehmen hatte der Staat bereits 
im 19. Jahrhundert institutionalisierte 
Möglichkeiten der Standesvertretung bzw. 
Mitsprache bei relevanten Gesetzesvorha-
ben in Form der Handelskammern einge-
räumt. Für die Arbeitnehmer:innen wurden 
vergleichbare Gremien erst 1920 geschaf-

fen – die Kammern für Arbeiter und Ange-
stellte, die es in jedem der neun Bundes-
länder in Österreich gibt. Im Gegensatz 
zu den Gewerkschaften, bei denen die 
Mitgliedschaft auf Freiwilligkeit beruht, 
gehören die unselbstständig Erwerbstäti-
gen (ausgenommen jene im öffentlichen 
Dienst) diesen Arbeiterkammern verpflich-
tend an; auch die Kammern der Unter-
nehmer oder freiberuflich Tätigen weisen 
dieses Kennzeichen der Pflichtmitglied-
schaft auf. 
Die Finanzierung der Arbeiterkammern 
erfolgt durch die Einhebung einer Kamme-
rumlage, die die politische Unabhängig-
keit der Institution garantieren soll. Funk-
tionär:innen werden von den Mitgliedern 
alle fünf Jahre gewählt. Zwischen den 
Arbeiterkammern und den Gewerkschaf-
ten besteht eine enge Kooperation, auf 
politischer Ebene wie auch personell.
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Zu den Aufgaben der Kammern für Arbei-
ter und Angestellte gehören: 

 � Die Einbringung und Begutachtung 
von Gesetzesentwürfen von Geset-
zesvorschlägen, die für die Beschäf-
tigten relevant sind

 � Grundlagenforschung zur wirtschafts- 
und sozial politischen Themen

 � Mitwirkung in staatlichen Kommissio-
nen und Beiräten 

 � Mitglieder-Service (z. B. Beratung in 
den Bereichen Steuerrecht, Arbeitslo-
sen- und Sozialversicherung, Konsu-
ment:innenschutz)

 � Mitwirkung in den Gremien der Sozial-
partnerschaft 

Die Arbeiterkammern verhandeln jedoch 
keine Kollektivverträge und vertreten 
ihre Mitglieder nicht international – diese 
Aufgaben sind der Gewerkschaftsbewe-
gung vorbehalten.

Die Sozialpartnerschaft 

Die Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft 
ist eine typisch österreichische Einrich-
tung. Darunter versteht man die freiwillige 
und informelle wirtschafts- und sozialpo-
litische Kooperation von Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmer:innenvertretungen zur 
Abstimmung von Interessen. Es handelt 
sich im Kern um ein bipartites System, 
das aber nach Erfordernis (durch Einbe-
ziehung der Regierung) auch tripartite 
Elemente enthält.

Grundlage für das österreichische Modell 
der Sozialpartnerschaft war die Bereit-
schaft der politischen und wirtschaftli-
chen Entscheidungsträger nach 1945, den 
Wiederaufbau der durch die Kriegsereig-
nisse teilweise zerstörten Wirtschafts- und 
Infrastruktur in einem nationalen Konsens 
durchzuführen. Mit diesem Bekennt-
nis zum sozialen Dialog wurde einseiti-
gen wirtschaftsliberalen Bestrebungen, 
die 1950 zu Protesten der Arbeiter:innen-
schaft geführt hatten, eine Absage erteilt. 
Mit den Jahren weitete sich die Interes-
senabstimmung zwischen Gewerkschaf-
ten und Unternehmen auf weitere Berei-
che aus. 

Zunehmend wurden auch gesellschafts-
politische Fragen einbezogen, etwa Wirt-
schaftswachstum, Gleichstellung, Bildung, 
Integration und andere Themen.
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Der Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union 1995 wurde in engem Zusammen-
wirken von Sozialpartnern und Regie-
rung vorbereitet. In einem Europa-Abkom-
men verpflichtete sich die Regierung zur 
Einbeziehung der Sozialpartner in euro-
papolitische Entscheidungen. Aufgrund 
dieser Vereinbarung unterhalten ÖGB und 
Bundesarbeitskammer Verbindungsbüros 
in Brüssel. 
Beteiligt an der Sozialpartnerschaft sind 
folgende vier Verbände:

 � Österreichischer Gewerkschaftsbund
 � Bundesarbeitskammer
 � Wirtschaftskammer Österreich
 � Präsidentenkonferenz der österreichi-
schen Landwirtschaftskammern

Der rasche wirtschaftliche Aufschwung im 
Nachkriegsösterreich ist nicht zuletzt der 
Sozialpartnerschaft zu verdanken. Der Wirt-
schaftsstandort Österreichs zeichnet sich 
durch besondere Stabilität aus, die auf die 
Politik des sozialen Dialogs und damit auf 
den sozialen Frieden zurückzuführen ist. 

Das System der Sozialpartnerschaft hat 
aber unter der 2017 gewählten ÖVP-FPÖ- 
Regierung stark gelitten: Sie führte die 
Flexibilisierung der Arbeitszeit ein (12 
Stunden pro Tag, 60 Stunden pro Woche), 
forcierte die Zusammenlegung der Sozial-
versicherungsträger und vieles mehr.  Die 
österreichische Gewerkschaftsbewegung 
mobilisierte zwar über 100.000 Menschen, 
um gegen die Flexibilisierung der Arbeits-
zeit zu demonstrieren, leider ohne Erfolg. 
Durch die Coronapandemie wurde die 
Wichtigkeit der Sozialpartnerschaft seitens 
der ÖVP-Grünen Regierung erkannt, so 
sind wichtige Maßnahmen wie die Kurzar-
beitsregelung oder die Home-Office-Re-
gelung von den Sozialpartnern verhandelt 
worden. 
Es gilt jetzt die Sozialpartnerschaft als 
starke Einrichtung wieder zu installieren 
und zwar langfristig, um die Herausfor-
derungen von heute und morgen für die 
Arbeitnehmer:innen und für den Standort 
Österreichs bestens zu meistern.

1983: EGB-Demonstration in Brüssel. Bis heute beteiligt sich der ÖGB regelmäßig an den Aktionen 
des  Europäischischen Gewerkschaftsbundes. 
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Kampagnen und Streiks

Österreich hat eine tief verwurzelte sozial-
partnerschaftliche Kultur, die Streikstatisti-
ken belegen das: Österreich ist kein Land 
der Streikenden. Die Streikstatistik zeigt, 
dass es in Österreich im internationalen 
Vergleich sehr selten zu Arbeitsniederle-
gungen gekommen ist: Eine Ausnahme 
davon war das Jahr 2003. Damals mobili-
sierte der ÖGB am 3. Juni landesweit rund 
eine Million Menschen mit Erfolg gegen 
die Pensionsreformpläne der Regierung. 
Die Bundesregierung musste gegenüber 
dem Begutachtungsentwurf zahlreiche 
Änderungen vornehmen. 
Natürlich gibt es aber auch für den ÖGB 
immer wieder Anlässe für Protestaktio-
nen und Kampagnen. Der ÖGB setzt Akti-

onen und Kampagnen ein, um zu infor-
mieren oder zu mobilisieren. Im Jahr 2014 
startete der ÖGB eine Kampagne für mehr 
Nettoeinkommen für Arbeitnehmer:innen 
durch eine rasche Senkung der Einkom-
mensteuer. Fast 900.000 Menschen 
unterstützten die Petition des ÖGB. Diese 
Einkommensteuersenkung wurde darauf-
hin in das Regierungsprogramm aufge-
nommen und trat am 1. Januar 2016 in 
Kraft - ein großer Erfolg für die Gewerk-
schaften.

Das Corona-Virus hat im Frühjahr 2020 
eine Pandemie ausgelöst, deren Auswir-
kungen unsere gesamte Gesellschaft, 
Politik und Wirtschaft massiv beschäf-
tigt hat. Sehr viele Menschen waren plötz-
lich mit Arbeitsplatzverlust und existen-

2003: Arbeitsniederlegung im Betrieb. Die Straßenbahnen stehen still. 
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zieller Unsicherheit konfrontiert. ÖGB und 
Arbeiterkammer haben innerhalb weniger 
Tage reagiert und eine Job Corona-Hot-
line installiert, die Erstinformationen, sowie 
telefonische Rechtsberatung angeboten 
hat. Zwischen Mitte März und Ende Juli 
2020 wurden über 100.000 Anrufe entge-
gengenommen. Die Website www.jobund-
corona.at, die Informationen auf Deutsch 
und weiteren 11 Sprachen zur Verfügung 
stellte, wurde 1,2 Millionen Mal aufgerufen. 
Die gemeinsame Initiative von ÖGB und 
AK wurde zum zentralen Kommunikations-
fenster zu berufstätigen Menschen, die  
in Sorge um ihre berufliche Existenz,  
dringend Rat und Hilfe brauchten.

Eine weitere ÖGB-Kampagne mit dem 
Titel “Mir reicht's“ lief zwischen April und 
Dezember 2021 und hatte zum Ziel, die 
Gründung neuer Betriebsratskörper-
schaften zu initiieren. Ausgehend von 
einer Umfrage und Erfahrungsberichten 
über Betriebsrät:innen in den Massenme-

dien konnten Kontaktdaten von Perso-
nen gesammelt werden, die an der Grün-
dung eines Betriebsrats interessiert 
waren. Außerdem wurde ein Buddy-Sys-
tem eingerichtet. Schließlich konnte 2021 
die Gründung von insgesamt 207 neuen 
Betriebsratskörperschaften verzeichnet 
werden, was 650 neu gewählte Betriebs-
ratsmitglieder und mehr als 25.000  
Arbeitnehmer:innen bedeutet, die nun 
organisiert sind.

Die neueste ÖGB-Kampagne „Preise 
runter“ beschäftigt sich mit der in Öster-
reich sehr hohen Inflation. Die Kampagne 
startete im Sommer 2022 mit Straßen-
aktionen. Im Herbst fand eine Konfe-
renz mit über 3.000 Betriebsrät:innen und 
anschließend Demos und Aktionswochen 
in allen Regionen Österreichs statt. Es 
wurde Druck auf die Regierung ausgeübt, 
die schnelle Lösungen für die Bevölke-
rung finden soll, die stark unter der höchs-
ten Teuerung seit Jahrzehnten leidet. 
Der ÖGB fordert massive Preissenkungen 
bei Energie, Wohnen, Lebensmitteln und 
Mobilität. Die Teuerung ist leider weiter-
hin ein großes Problem und die Regierung 
bietet keine tiefgreifenden Lösungen für 
die Bevölkerung. Die Kampagne wird daher 
vorläufig bis zum ÖGB-Bundeskongress 
2023 laufen und eventuell verlängert. 

Demo gegen die 
Kostenexplosion!

Sei auch du dabei!
Samstag, 17. September 2022, 14 Uhr

Gemeinsam sind wir stark! 
preiserunter.oegb.at

ÖGB-Kampagne “Mir reicht's“
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1. Klima, Energie,  
 Transformation, Mobilität,  
 Verkehr – Just Transition
Die Transformation unserer Wirtschaft 
erzeugt einerseits Jobverluste, ande-
rerseits entsteht qualitativ hochwertige 
Beschäftigung in ökologisch und sozial 
nachhaltigen Bereichen. Für den ÖGB 
steht die Gewährleistung eines leistbaren 
und verteilungsgerechten Übergangs im 
Vordergrund. Dafür braucht es eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik zur bestmöglichen Un-
terstützung der Arbeitnehmer:innen sowie 
Aufrechterhaltung und Schaffung neuer 
qualitativ hochwertiger Arbeitsplätze. 
Der Ausbau der Daseinsvorsorge sowie 
sozialer und ökologischer Infrastruktur soll 
durch einen starken Staat in der Rolle des 
Strategen, Regulators, Nachfragers und 
Erbringers erfolgen. 

2. Soziale Sicherheit

Unser Gesundheitssystem ist zahlreichen 
Herausforderungen ausgesetzt und muss 
entsprechend angepasst werden. Dabei 
sind u. a. die klima- und pandemiebeding-
ten Auswirkungen sowie die demografi-
sche Entwicklung zu berücksichtigen. Eine 
besondere Bedeutung muss auch der 
Rolle der Beschäftigten im Gesundheits-
bereich zukommen. 

Ein starkes öffentliches Pensionssystem 
mit den Zielen, den Lebensstandard im 
Alter sicherzustellen und Altersarmut zu 
vermeiden ist unumgänglich. Die Sozi-
alversicherung muss im Sinne der Versi-
cherten weiterentwickelt werden und die 
finanzielle Sicherung langfristig sicherge-
stellt werden. 

3. Pflege, Armut, Sozialhilfe,  
 Familienleistungen

Die Menschen leben immer länger und 
dadurch wird auch der Pflege- und Betreu-
ungsbedarf steigen. Gleichzeitig verlas-
sen viele Beschäftigte im Pflege- und 
Betreuungsbereich auf Grund der belas-
tenden Arbeitsbedingungen die Branche. 
Es braucht dringend bessere Arbeitsbe-
dingungen, höhere Entlohnung und eine 
Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohn- 
und Personalausgleich sowie kostenlose 
Ausbildungsplätze. Die Vereinbarkeit von 

Unsere Ziele
(aus dem Grundsatzprogramm des  
20. ÖGB-Bundeskongresses 2023)
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Berufs- und Familienleben ist nach wie vor 
eine Herausforderung in Österreich. Es 
braucht einen Rechtsanspruch auf einen 
leistbaren Kinderbildungsplatz ab dem 
ersten Geburtstag. Die Sozialhilfe soll 
durch eine bundeseinheitliche, existenzsi-
chernde Mindestsicherung ersetzt werden 
– mit Mindestsätzen statt mit Maximalleis-
tungshöhen. 

4. Bildung

Bildung wird in Österreich nach wie vor 
vererbt. Allen Menschen muss der gleiche 
Zugang zu Bildung offenstehen, unabhän-
gig von Herkunft und Hintergrund. 
Schulen müssen finanziell und personell 
so ausgestattet werden, dass die Potenzi-
ale jedes Kindes zur bestmöglichen Entfal-
tung gebracht werden.

Die Berufsausbildung der Zukunft muss 
auf einem breiten, fachlichen Fundament 
für die heute notwendige Mobilität am 
Arbeitsmarkt vorbereiten, das heißt sozial 
abgesichert, fair entlohnt und bestens 
qualifiziert. Für eine lebensbegleitende 
Weiterbildung braucht es einen Rechtsan-
spruch. 

5. Wirtschafts- und  
 Industriestandort

Der österreichische Industriestandort steht 
vor großen Herausforderungen. Die kurz-
sichtige und neoliberale Politik der letz-
ten Jahrzehnte hat uns in eine Sackgasse 
geführt. Wir brauchen einen aktiven Staat 
zur Sicherung des Industriestandortes 
sowie für Investitionen in Infrastruktur und 
Zukunftstechnologien. Die regionale Wirt-

Landeskrankenhaus Feldkirch
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schaft sowie Versorgungs- und Rohstoffsi-
cherheit sind zu stärken. 
Alle haben ein Recht auf leistbare und 
umweltfreundliche Energie. Die Energie-
versorgung ist Aufgabe der öffentlichen 
Hand, weil der Markt allein das nicht kann. 
Der Grundbedarf an Energie ist zu leistba-
ren Preisen sicherzustellen. Gleichzeitig 
müssen wir Energie sparen. Alle Bereiche 
der Daseinsvorsorge von der Wasser-
versorgung über die Gesundheit und 
Pflege, die Bildung bis hin zu öffentlichem 
Verkehr müssen für alle Menschen sicher-
gestellt werden. Mittel für Gemeinden und 
Städte müssen dazu ausgeweitet werden. 

6. Arbeitsmarkt

Die nächsten Jahre bringen große Verän-
derung am österreichischen Arbeits-
markt. Mit den sogenannten „Baby-
boomern“ geht eine große Gruppe an 
Arbeitnehmer:innen in Pension. Für die 

nachfolgenden Generationen sind häufi-
gere Wechsel von Arbeitsstellen üblich 
und Work-Life-Balance hat heute einen 
höheren Stellenwert. Neben der Gestal-
tung der zukünftigen Berufswelt wird aber 
auch Weiterbildung immer wichtiger – ein 
Berufsleben lang. Der tiefgreifende Struk-
turwandel, vor allem aufgrund von Versor-
gungskrisen, Digitalisierung und Klima-
krise macht einen Paradigmenwechsel 
in der Qualifikationspolitik notwendig. 
Im Arbeitsmarktservice (AMS) soll daher 
Bildung der Vermittlung gleichgestellt 
werden. Dafür braucht das AMS ausrei-
chend Ressourcen, um beides gut abwi-
ckeln zu können.

7. Arbeit und Einkommen

Gewerkschaften gestalten die Bedingun-
gen der modernen Lohnarbeit. Dabei geht 
es um die Gestaltung der Erwerbsarbeit, 
um Rahmenbedingungen, um Löhne und 

Aktion vor dem Bundeskanzleramt in Wien
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Gehälter, um Arbeitszeit, um den Schutz 
der Beschäftigten und nicht zuletzt auch 
darum, der zunehmenden Prekarisie-
rung in der Arbeitswelt entgegenzutre-
ten. In den letzten Jahren sehen wir uns 
zunehmend den Angriffen einer gewerk-
schaftsfeindlichen Politik von neolibe-
ralen Parteien ausgesetzt. Dagegen gilt 
es entgegenzutreten. Es braucht einen 
kollektivvertraglichen Mindestlohn bzw. 
kollektivvertragliches Mindestgehalt von 
2.000 Euro sowie kollektivvertragliche 
Mindestlehrlingseinkommen von 1.000 
Euro. Es braucht eine Verkürzung der 
Normalarbeitszeit im Arbeitszeitrecht bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich und 
Absenkung der höchstzulässigen Tages- 
und Wochenarbeitszeit. Die Gesundheit 
und Interessen der Arbeitnehmer:innen 
soll durch den Ausbau der Präven-
tion sowie eine wirksame Kontrolle und 
abschreckende Strafen geschützt werden. 

8. Europa, EU und  
 Internationales

Der Austritt des Vereinigten Königrei-
ches aus der EU und enttäuschte Erwar-
tungen der Arbeitnehmer:innen an die 
europäische Politik müssen als Weckruf 
gesehen werden: Es braucht eine euro-
papolitische Neuausrichtung, in welcher 
die Interessen der Arbeitnehmer:innen 
und soziale sowie ökologische Ziele im 
Fokus stehen müssen. Österreich soll 

eine aktive Außen- und Friedenspolitik auf 
Basis der Neutralität betreiben. Weiters 
soll eine gestärkte internationale Gewerk-
schaftskooperation vor allem mit den 
Ländern des Globalen Südens gestärkt 
werden. Zu den globalen Herausforderun-
gen gilt es die Fluchtursachen und nicht 
Menschen zu bekämpfen. Dafür müssen 
neue Standards für gerechteres Wirtschaf-
ten, wie zum Beispiel Lieferkettengesetze, 
beschlossen werden, um die Ausbeutung 
der arbeitenden Menschen nachhaltig 
global zu verhindern. 

Herstellung von Schuluniformen unter Einsatz 
von Kinderarbeit. Myanmar, 2013. 
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9. Demokratie,  
 betriebliche  
 Mitbestimmung
Die krisenbedingten Herausforderungen 
der letzten Jahre haben das gesellschaft-
liche Leben stark beeinflusst. Demokratie-
feindliche Kräfte versuchen diese Verun-
sicherung in der Gesellschaft zu nutzen, 
stellen die demokratische Grundordnung 
in Frage und schlagen politisches Kapi-
tal aus der Krise. Der ÖGB tritt diesen 

Entwicklungen entschieden entgegen. Wir 
setzen uns für eine pluralistische Gesell-
schaft ein, in der die Arbeitnehmer:innen 
einen besonderen Stellenwert haben, in 
der Frieden, Demokratie, soziale Gerech-
tigkeit sowie Chancengerechtigkeit und 
Gleichbehandlung der Geschlechter herr-
schen. 
Die innerbetriebliche Mitbestimmung soll 
gestärkt werden und die Ver- oder Behin-
derung von Betriebsratswahlen gerichtlich 
strafbar gemacht werden. 

Kollektivvertragsverhandlungen 2022: Betriebsversammlung im Miele Werk
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Die internationalen Beziehungen 
der österreichischen  
Gewerkschaftsbewegung

Aus der gewerkschaftlichen Sicht eines 
kleinen, von wirtschaftlichen Entwicklun-
gen auf europäischer und globaler Ebene 
stark beeinflussten Landes kam der inter-
nationalen Zusammenarbeit seit jeher ein 
großer Stellenwert zu. Die internationalen 
Beziehungen des ÖGB heute sind daher 
vielfältig.
1945 war der Österreichische Gewerk-
schaftsbund dem einzigen damals beste-
henden gewerkschaftlichen Weltverband, 

dem Weltgewerkschaftsbund (WGB) mit 
Sitz in Prag, beigetreten. 1949 folgte der 
Wechsel zum neugegründeten Internatio-
nalen Bund Freier Gewerkschaften (IBFG) 
mit Sitz in Brüssel. Damit war zwar eine 
Neuausrichtung der internationalen Poli-
tik des ÖGB verbunden, doch blieben 
angesichts des vom ÖGB mitgetragenen 
Bekenntnisses Österreichs zur immerwäh-
renden Neutralität im Jahr 1955 auch enge 
Kontakte zu Mitgliedsorganisationen des 

1955: IBFG-Weltkongress in Wien

Kollektivvertragsverhandlungen 2022: Betriebsversammlung im Miele Werk
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WGB in Osteuropa erhalten. Dadurch trug 
die österreichische Gewerkschaftsbewe-
gung zur Entspannungspolitik auf dem 
europäischen Kontinent bei.
Der ÖGB sprach sich – auch als Lehre aus 
der Geschichte der zersplitterten Gewerk-
schaften in Österreich vor dem zwei-
ten Weltkrieg – gegen die Konkurrenz 
gewerkschaftlicher Verbände auf globa-
ler Ebene aus. Er unterstützte daher den 
Gründungsprozess eines neuen Internati-
onalen Gewerkschaftsverbandes, zusam-
mengesetzt aus Mitgliedsorganisationen 
der aufgelösten Verbände IBFG und WVA 
sowie aus bisher international nicht affi-
liierten Verbänden. Die Abhaltung des 
Gründungskongresses des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes (IGB) am 1. Novem-
ber 2006 in Wien war eine große Aner-
kennung des Bestrebens des ÖGB um 
globale Gewerkschaftseinheit. 

Auch dem 1973 gegründeten Europäi-
schen Gewerkschaftsbund (EGB) gehört 
der ÖGB als Gründungsmitglied an. Dem 
EGB kommt zwar heute eine Schlüssel-
rolle bei der Vertretung gewerkschaftli-
cher Interessen gegenüber den Europä-
ischen Institutionen zu, er war aber zu 
keinem Zeitpunkt exklusiv nur für Organi-
sationen aus Mitgliedsländern der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
bzw. späteren Europäischen Union (EU) 
bestimmt, sondern immer an den geografi-
schen Grenzen Europas orientiert.

Die Prioritäten des ÖGB im Hinblick auf 
internationale Solidarität unterlagen im 
Laufe der Jahrzehnte gewissen Verände-
rungen. Angesichts der Dekolonisation 
der frühen 1960er Jahre trat die Zusam-
menarbeit mit den Gewerkschaften in 
den unabhängig gewordenen afrikani-
schen Ländern im Rahmen des IBFG in 2006: IGB Gründungskongress in Wien

2022: EGB-Demo in Brüssel



23

den Vordergrund. Später beteiligte sich 
der ÖGB an Solidaritätsaktivitäten gegen 
diktatorische Regime (Chile, Portugal oder 
Spanien), gegen den Vietnamkrieg oder 
die südafrikanische Apartheidpolitik. In 
den 1970er Jahren stand die immer größer 
werdende Kluft zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern im Mittelpunkt des 
Engagements.

Seit 1990 entwickelte sich eine enge 
Kooperation mit der Gewerkschaftsbewe-
gung in den mittel- und osteuropäischen 
Transformationsländern, insbesondere mit 
den Nachbarländern Tschechische Repu-

blik, Slowakische Republik, Ungarn und 
Slowenien. Auf Basis des EGB-Statuts 
wurden in den Grenzregionen Österreichs 
mehrere Interregionale Gewerkschaftsräte 
gegründet. 
Die Landesorganisationen des ÖGB betei-
ligen sich an grenzüberschreitenden Akti-
vitäten mit Partnergewerkschaften in den 
Grenzregionen. Durch bilaterale Bezie-
hungen und über internationale Projekte 
entstehen Kooperationen über die Grenz-
regionen hinaus. Hervorzuheben ist hier 
eine enge Zusammenarbeit mit Georgien 
und der Kaukasus Region, dem Westbal-
kan und Israel/Palästina. 

2022: Lehrgang für junge internationale Gewerkschafter:innen in Wien
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Das Internationale Referat 

Das internationale Referat des ÖGB 
beschäftigt sich mit vielseitigen interna-
tionalen Agenden. Diese reichen von 
Mitgliedschaften und aktiver Arbeit in 
internationalen Verbänden wie dem Inter-
nationalen Gewerkschaftsbund (IGB) oder 
der jährlichen Konferenz der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) über die 
Pflege bilateraler Beziehungen bis hin zu 
internationalen Projekten, Studiengängen, 
Workshops und Veranstaltungen.

ÖGB international

Johann-Böhm-Platz 1, 1020 Wien
+43 (0)1534 44 39321
international@oegb.at 

Das ÖGB-Europabüro

Das Europabüro ist die politische Vertre-
tung des ÖGB bei der EU in Brüssel. 
Damit ist der ÖGB direkt vor Ort, um die 
Meinungsbildung auf europäischer Ebene 
mitzugestalten und den österreichischen 
Arbeitnehmer:innen bei den Entscheidun-
gen der EU eine starke Stimme geben zu 
können. 
Zur Abstimmung mit Gewerkschaften 
aus ganz Europa und zur gegenseitigen 
Unterstützung ist der ÖGB auch Mitglied 
des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
(EGB).

ÖGB Europabüro

Avenue de Cortenbergh 30, 1040 Brüssel
+32 (0) 2 230 7463
europabuero@oegb-eu.at

Die internationalen Agenden des ÖGB werden durch das internationale 
Referat des ÖGB in Wien und das ÖGB Europabüro in Brüssel übernommen.






